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4Man pferche die Angestellten hinter die uniformierten 
Glasfassaden der Hochhäuser, dann auch noch in die 
uniformierte Monotonie der Wohnblocks, und man hat 
einen Zustand geschaffen, der jede Planung für eine demo-
kratische Freiheit illusorisch macht. Denn sie ist praktisch 
nirgendwo mehr erfahrbar.
Alexander Mitscherlich (deutscher Arzt und Psychoanalytiker)
Ein ganzes Leben reicht nicht aus, das Wesen der Bäume 
zu ergründen. Macht euch mit Bäumen vertraut, mit ihrer 
Natur, ihrem Wachstum, ihrer Bewegung. Begreift sie als 
lebendige Wesen mit Kümmernissen und Sehnsüchten, die 
den unseren nicht einmal so unähnlich sind.
John F. Carlson (amerikanischer Landschaftsmaler)
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1. Die Bedeutung von Bäumen für eine Stadt  
 oder Gemeinde
1.1 historische-mythologische Betrachtung
In vielen alten Kulturen und Religionen wurden Bäume oder Haine als Sitz der Götter 
oder anderer übernatürlicher Wesen verehrt. Als Baum der Unsterblichkeit gilt der 
Pfirsichbaum in China. Buddha fand unter einem Baum die Erleuchtung und auch in 
der Bibel werden Bäume immer wieder erwähnt. Mit den Blättern des Feigenbaumes 
bedeckte das erste Menschenpaar nach dem Sündenfall ihre Blöße. Zwei Bäume 
spielen in der Schöpfungsgeschichte eine entscheidende Rolle: der Baum des Lebens 
und der Baum der Erkenntnis von Gut und Böse.
In der Pflanzensymbolik haben verschiedene Baumarten wie auch ihre Blätter, Zweige 
und Früchte eine besondere Bedeutung. So weist die Akazie auf die Unsterblichkeit der 
menschlichen Seele hin, der Ölbaum auf den Frieden. Der Zapfen der Pinie steht für die 
Leben spendende Gnade und Kraft Gottes, die Stechpalme, aus deren Zweigen nach 
der Legende die Dornenkrone gefertigt war, auf die Passion Christi. Natürlich spielten 
Bäume seit jeher auch für eine Dorfgemeinschaft eine wesentliche Rolle. Feste, Gerichts-
verhandlungen, Bekanntmachungen – all dies fand unter der alten Eiche, Buche oder 
einem anderen großen Baum in der Mitte der Dorfgemeinschaft statt.
1.2 ökologische Bedeutung
Dass die großen Regenwälder der Welt enorme Bedeutung für das globale Klima 
und die weltweiten Ökosysteme haben, ist allgemein bekannt. Über die ökologische 
Bedeutung der Stadtbäume vor der eigenen Haustür sind sich aber nur wenige 
Menschen wirklich bewusst. Auch wenn die Stadtbäume natürlich nie an die öko-
logische Bedeutung der “Grünen Lungen” der Welt herankommen, für die lokalen 
ökologischen Verhältnisse sind sie allemal wichtig genug, um ihnen etwas mehr 
Beachtung zu schenken.1 Wie in allen von Pflanzen besiedelten Ökosystemen besitzen 
auch in der Stadt Flora und Vegetation große Bedeutung für das Klima, die Boden-
eigenschaften und die Tierwelt.2
Bäume sind für Städte unverzichtbar. Sie spenden Schatten, erhöhen die Luft-
feuchtigkeit, senken die Umgebungstemperatur, filtern Staub, verringern Lärmbe-
lastungen, können die Windgeschwindigkeit vermindern und wandeln Kohlendioxid 
zu Sauerstoff. All dies sind Wirkungen, die sich unmittelbar auf die Stadt selbst und 
ihre Bewohner auswirken. Jede Stadt hat ihr eigenes, durch Bebauung, Lage und 
Vegetation geprägtes Mikroklima. 3 Darüber gibt es natürlich auch positive Aspekte 
1 Stadt Bochum, Bäume in der Stadt, Seite 8, 
 http://www.bochum.de/C12571A3001D56CE/vwContentByKey/N26XTBE4552HGILDE/$FILE/baum_broschuere.pdf 
2 Zur Rolle von Flora und Vegetation in der Stadt, in: Sukopp, Herbert; Stadtökologie; Fischer Verlag 1998, S. 251 ff.
3 Baumüller, Jürgen; Stadtklima, in: Bott, Helmut; Nachhaltige Stadtplanung; München Ed. Detail 2013, S. 59 ff.
6begrünter Städte für den Klimaschutz an sich.4
Bäume dienen zudem Tieren als Lebensraum. Vögel, zahlreiche Insekten und Spinnen 
bewohnen die Bäume der Stadt, aber auch Säugetiere, wie Fledermäuse, Eichhörn-
chen und Siebenschläfer finden in ausgehöhlten Baumstämmen ein Zuhause.
1.3 Landschaftsästhetik sowie gesundheitliche und psychologische Wirkungen 
von Bäumen auf den Menschen
Für viele Landschaften sind Bäume prägend. Sie geben der Landschaft ein Gesicht. So 
steht beispielsweise die Zypresse geradezu sinnbildlich für die Kulturlandschaft des 
Mittelmeerraumes, insbesondere der Toskana. Aber auch bei einer aufmerksamen 
Zugreise durch Deutschland kann man an jeder Ecke erkennen, wie sehr Bäume 
unseren Eindruck von einer Landschaft bestimmen. Ob einzeln stehend als Weg-
zeichen mit riesiger Krone oder als dichter und dunkler Wald. Die Eiche oder Linde im 
Zentrum des Dorfes oder die Weiden, die sich gemeinsam mit einem Flussbett durch 
die Landschaft schlängeln. Auch Alleen gliedern eine Landschaft. Sie wurden früher 
häufig vom Adel angelegt, um Besucher zum Herrensitz zu geleiten. Sie strahlen Kraft, 
Klarheit und Erhabenheit aus, haben daneben aber natürlich auch über Jahrhunderte 
hinweg die wichtige Funktion der Beschattung des Weges oder der Straße über-
nommen, was das Reisen in Zeiten vor Erfindung moderner Autos mit Klimaanlage 
deutlich angenehmer gestaltete.
Auch in unserer Sprache hat sich die große Bedeutung von Bäumen für das Leben der 
Menschen niedergeschlagen. So existiert unendliche Fülle von Worten, die unmittel-
bar einen Bezug zum Baum haben, wie Baumbestand, Weihnachtsbaum, Baumhaus, 
Baumkrone, Baumschule und viele mehr. In anderen Zusammenhängen wird der 
Baum symbolisch verwendet, wie etwa im Wort „Stammbaum“ um die Verzweigungen 
der Herkunft eines Menschen zu veranschaulichen. Das sehr bildhafte Verb „auf-
bäumen“ zeugt von der dem Baum zugeschriebenen Kraft. Die Symbolik des Baumes 
fand auch Eingang in zahlreiche Redensarten: So kann man alt wie ein Baum sein oder 
den Wald vor lauter Bäumen nicht sehen. Man hat das Gefühl, Bäume ausreißen zu 
können oder zwischen Baum und Borke zu stehen. Und auch wenn man vom Baum 
der Erkenntnis gegessen hat, wachsen die Bäume nicht in den Himmel.
Traditionell gibt es verschiedene Bräuche und Gelegenheiten, zu denen Menschen 
symbolisch Bäume pflanzen. Zur Geburt, zur Hochzeit, beim Bau eines Hauses 
oder auch als Erinnerung an einen Verstorbenen. Die Langlebigkeit der Bäume 
stehen für Überdauern und Weiterleben. Kraft und Lebendigkeit, die einem Baum 
zugeschrieben werden, sind die Hintergründe für diese Bräuche. Da insbesondere in 
größeren Städten viele Menschen nicht auf eigenem Grund und Boden leben, sind die 
Möglichkeiten, einen Baum zu pflanzen nur auf öffentlichen Flächen gegeben. Viele 
Kommunen bieten ihren Bürgerinnen und Bürgern deshalb an, Baumpatenschaften 
4 Mathey, Juliane u.A.; Anpassung an den Klimawandel durch Stadtgrün, in: Böcker, Reinhard; Die Natur der Stadt im Wandel des Klimas; Conturec 2011, S. 
79-88
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zu übernehmen. Dabei sollte darauf geachtet werden, dass das Angebot einen 
gewissen Einfluss des Spenders auf den Standort ermöglicht und nicht zu kompliziert 
und teuer ist, da es sonst kaum genutzt wird. In der Stadt Leipzig gibt es etwa die 
Spenden- und Pflanzaktion „Für eine baumstarke Stadt“.
 
Bäume haben eine starke psychologische Wirkung auf den Menschen. Wie sehr 
das Grün der Bäume die Konzentration fördert und Stress reduziert, bewies Prof. 
Tove Fjeld von der Uni Oslo in einer zweijährigen Untersuchung.5 Dazu schmückte 
die Agrarforscherin die Hälfte der Büros einer norwegischen Ölgesellschaft mit 
Pflanzen. Ein grünes Wunder geschah: In diesen Büros litten die Angestellten deutlich 
seltener unter Kopfschmerzen und gereizter Haut als in den Räumen ohne Pflanzen. 
Auch Klinik- Patienten profitieren vom Grün, bewiesen texanische Wissenschaftler 
vom College of Architecture: Patienten in Zimmern mit einem Ausblick auf Bäume 
benötigten deutlich weniger Schmerzmittel.6
Menschen, die maximal einen Kilometer von einer Grünanlage entfernt wohnen, 
leiden seltener unter Angststörungen, Depressionen und Herz-Kreislauf-Er-
krankungen. Je öfter sie in der Natur sind, desto gesünder werden – und vor allem 
bleiben – sie. Bäume wirken auch auf die Seele. Sie vermitteln wohltuende Ruhe 
in unserer hektischen Zeit.7 Grundstücke in der Nähe von Parks und Grünflächen 
haben einen höheren Immobilienwert. Grünanlagen erhöhen die Identifikation von 
Bewohnerinnen und Bewohnern mit ihrem Wohnumfeld und erhöhen die Lebens-
qualität, indem sie für Sport, Spiel und Naturerfahrung zur Verfügung stehen.8
5 http://www.ieqindoorplants.com.au/health-relationship-to-plants/benefits-of-office-plants/
6 http://one.arch.tamu.edu/news/2013/6/7/healinggarden-designbook/
7 Zeitschrift Vital, Ausgabe 9/2011, Jahreszeitenverlag Hamburg
8 Bäume in der Stadt, Stiftung Die Grüne Stadt, Seite 9, http://www.die-gruene-stadt.de/baeume-in-der-stadt.pdfx
82. Rechtliche Rahmenbedingungen für Gehölze  
 in der Kommune
2.1 Allgemeines zu den rechtlichen Regelungen
Vornehmlich handelt es sich bei den Regelungen zum Baumschutz um öffentlich-
rechtliche Normen. So ist das ganze Naturschutzrecht, das Wald- und Straßenrecht 
öffentlich-rechtlicher Natur. Die Einhaltung dieser Normen wird von den zuständigen 
Behörden überwacht und im Streitfall von den Verwaltungsgerichten geprüft.
Aber auch strafrechtliche Normen (etwa Straftatbestände beim Verstoß gegen 
Naturschutzrecht wie der § 71 Bundesnaturschutzgesetz oder auch Normen des 
StGB wie die Sachbeschädigung § 303 Strafgesetzbuch) können eine Rolle spielen. 
Strafrechtlich relevante Sachverhalte werden vor den allgemeinen Gerichten ver-
handelt. Daneben sind natürlich auch zivilrechtliche Gesetze, wie das BGB oder Nach-
barrechtsgesetze zu beachten. Hier stehen sich Privatpersonen mit ihren Rechten und 
Pflichten gegenüber und Streitigkeiten werden vor dem Zivilgerichten geklärt.
Charakteristisch für öffentlich-rechtliche Normen ist das Über- und Unterordnungs-
verhältnis von Staat und Bürger. Beim Zivilrecht stehen sich hingegen zwei gleich-
berechtigte Partner gegenüber. Dabei ist zu beachten, dass auch einer Kommune als 
Eigentümerin eines Grundstücks die gleichen Rechte nach dem Zivilrecht zustehen 
können, wie einem privaten Eigentümer. Diese Rechte kann und muss die Kommune 
dann auch vor den Zivilgerichten durchsetzen. Man muss also unterscheiden, ob eine 
Kommune öffentlich-rechtlich handelt oder lediglich ihre Rechte also normaler Eigen-
tümer geltend macht. Sie kann also sowohl Partei in einem Zivilverfahren sein als 
auch Vollstrecker öffentlich-rechtlicher Normen.
Praktisches Beispiel:
Wenn es um die Pflanzung oder die Entfernung eines Baumes auf einem privaten 
oder öffentlichen Grundstück geht, können alle Rechtsgebiete betroffen sein. Geht 
es um die Rechte und Pflichten eines Grundstückseigentümers oder eines Nach-
barn, etwa um erforderliche Grenzabstände, eine eintretende Verschattung oder 
sonstige Beeinträchtigung, müssen die zivilrechtlichen Normen beachtet werden 
und mögliche Streitigkeiten vor den Zivilgerichten ausgetragen werden. Wird bei 
der Entfernung fremdes Eigentum beschädigt, könnte auch eine Sachbeschädigung 
vorliegen, die strafrechtlich, also durch Staatsanwaltschaft und Strafgerichte zu ver-
folgen wäre. Die Frage, ob eine Pflanzung oder Entfernung nach dem Umweltrecht 
überhaupt erlaubt ist, ist eine öffentlich-rechtliche Frage. Ob also ein Baum entgegen 
öffentlich-rechtlicher Normen, wie einem Baumschutzgesetz oder einer Baumschutz-
satzung, entfernt wurde, müsste von den Behörden oder dem Verwaltungsgericht 
beurteilt werden.
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Daneben sind die Rechtsnormen auch vertikal gegliedert. Dabei ist zu beachten, dass 
über allem das Grundgesetz steht, welches Maßstab für alle anderen Gesetze und 
Satzungen ist. Gleiches gilt für die Länderverfassungen.
Unter dem Grundgesetz gliedert sich die Rechtsordnung in
•	 Bundesgesetze
•	 Landesgesetze
•	 Verordnungen und
•	 Satzungen,
wobei die jeweils höhere Stufe der niedrigeren Stufe vorgeht.
BGB9 und Sächsisches Nachbarschaftsrecht10
Bäume können Gegenstand nachbarrechtlicher Auseinandersetzungen sein. Im 
Folgenden sind die wesentlichen Normen zusammengestellt, die hierbei in der Regel 
eine Rolle spielen können:
§ 910 BGB Überhang
(1) Der Eigentümer eines Grundstücks kann Wurzeln eines Baumes oder eines Strauches, 
die von einem Nachbargrundstück eingedrungen sind, abschneiden und behalten. 
Das Gleiche gilt von herüberragenden Zweigen, wenn der Eigentümer dem Besitzer des 
Nachbargrundstücks eine angemessene Frist zur Beseitigung bestimmt hat und die 
Beseitigung nicht innerhalb der Frist erfolgt.
(2) Dem Eigentümer steht dieses Recht nicht zu, wenn die Wurzeln oder die Zweige die 
Benutzung des Grundstücks nicht beeinträchtigen.
§ 1004 BGB Beseitigungs- und Unterlassungsanspruch
(1) Wird das Eigentum in anderer Weise als durch Entziehung oder Vorenthaltung des 
Besitzes beeinträchtigt, so kann der Eigentümer von dem Störer die Beseitigung der Beein-
trächtigung verlangen. Sind weitere Beeinträchtigungen zu besorgen, so kann der Eigen-
tümer auf Unterlassung klagen.
(2) Der Anspruch ist ausgeschlossen, wenn der Eigentümer zur Duldung verpflichtet ist.
Sächsisches Nachbarrechsgesetz
§9 Grenzabstände für Bäume und Sträucher
(1) Der Nachbar kann vom Eigentümer verlangen, dass Bäume, Sträucher oder Hecken 
innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils mindestens 0,5 m oder, falls sie über 
2 m hoch sind, mindestens 2 m von der Grundstücksgrenze des Nachbarn entfernt sind.
9 http://www.gesetze-im-internet.de/bgb/
10 http://www.recht.sachsen.de/vorschrift/4146-SaechsNRG
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(2) Außerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils genügt ein Grenzabstand von 
1 m für alle Anpflanzungen.
§12 Ausnahmen
Die §§ 9 bis 11 gelten nicht für
1. Anpflanzungen an den Grenzen zu dem Gemeingebrauch dienenden Flächen,
2. Anpflanzungen im öffentlichen Straßenraum und an Uferböschungen,
3. Anpflanzungen hinter einer Wand oder einer undurchsichtigen Einfriedung, wenn sie 
diese nicht überragen.
§14 Anspruch auf Beseitigung
(1) Der Nachbar kann verlangen, dass Bäume, Sträucher oder Hecken, die über die nach 
§§ 9 oder10 zulässigen Höhen hinauswachsen, nach Wahl des Eigentümers zurück-
geschnitten oder beseitigt werden.
(2) Der Eigentümer braucht das Zurückschneiden und die Beseitigung von Pflanzen nicht 
in der Zeit vom 1. März bis zum 30. September vorzunehmen.
§ 16 Bestandsschutz
Die Rechtmäßigkeit des Grenzabstandes von Bäumen, Sträuchern, Hecken und Reb-
stöcken wird durch nachträgliche Grundstücksteilungen, rechtmäßige Änderungen der 
Grundstücksgrenze oder Grenzfeststellungen nicht berührt. Sie richtet sich bei nachträg-
lichen Grenzfeststellungen nach dem bisher angenommenen Grenzverlauf.
Selbstverständlich kann ein Nachbar immer nur das vom jeweils anderen Nachbarn 
verlangen, was für diesen nach öffentlich-rechtlichen Normen überhaupt erlaubt ist. 
Beispiel: Ein Heckenschnitt in der Schutzzeit (§ 39 Absatz 5 BNatG) kann und muss 
ebenso zurückgewiesen werden wie die Fällung eines beispielsweise durch eine 
Baumschutzsatzung geschützten Baumes.
2.2 Bundesnaturschutzgesetz11
Das Bundesnaturschutzgesetz enthält umfangreiche Regelungen zum Naturschutz 
in Deutschland. Diese können in ihrer Fülle hier nicht wiedergegeben werden. 
Insbesondere §§ 1 und 2 zu den Zielen des Naturschutzes und deren Verwirklichung 
werden jedoch zur Lektüre empfohlen. Hier bleibt das Gesetz zwar sehr allgemein, 
eignet sich jedoch hervorragend als Argumentationsmaterial bei Streitigkeiten um 
den Naturschutz.
Auf vier Paragrafen des Gesetzes sei darüber hinaus konkret hingewiesen.
§ 29 ist gemeinsam mit dem Landesrecht die Grundlage für die Baumschutzsatzungen 
der Kommunen. Auf diese Thematik wird unter dem Unterpunkt Sächsisches Natur-
schutzgesetz und Baumschutzsatzungen noch gesondert einzugehen sein.
 § 29 Geschützte Landschaftsbestandteile (gekürzt)
11 http://www.gesetze-im-internet.de/bnatschg_2009/index.html
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(1) Geschützte Landschaftsbestandteile sind rechtsverbindlich festgesetzte Teile von Natur 
und Landschaft, deren besonderer Schutz erforderlich ist
1. zur Erhaltung, Entwicklung oder Wiederherstellung der Leistungs- und Funktions-
fähigkeit des Naturhaushalts,
2. zur Belebung, Gliederung oder Pflege des Orts- oder Landschaftsbildes,
3. zur Abwehr schädlicher Einwirkungen oder
4. wegen ihrer Bedeutung als Lebensstätten bestimmter wild lebender Tier- und 
Pflanzenarten
Der Schutz kann sich für den Bereich eines Landes oder für Teile des Landes auf den 
gesamten Bestand an Alleen, einseitigen Baumreihen, Bäumen, Hecken oder anderen 
Landschaftsbestandteilen erstrecken.
§ 39 enthält eine Schutzzeit für den Schutzzeit beim Schnitt von Gehölzen von März bis 
September. Hiervon gibt es Ausnahmen bei schonenden Pflegeschnitten. Darüber hinaus 
gilt die Regelung nur außerhalb von Wäldern und gärtnerisch genutzten Flächen. Da die 
Regelung insgesamt sehr umfangreich ist, wird auf einen Abdruck hier verzichtet.
§ 16 befasst sich mit der Möglichkeit, Vorabpflanzungen als Kompensation für 
Fällungen anzuerkennen. Nachhaltigkeit zeigt sich auch dadurch, dass bereits vor 
geplanten oder notwendigen Fällungen neue junge Bäume gepflanzt werden. Dem 
könnte auch in den Baumschutzsatzungen vieler Kommunen besser Rechnung 
getragen werden
§ 16 Bevorratung von Kompensationsmaßnahmen
(1) Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege, die im Hinblick auf 
zu erwartende Eingriffe durchgeführt worden sind, sind als Ausgleichs- oder Ersatz-
maßnahmen anzuerkennen, soweit
1.die Voraussetzungen des § 15 Absatz 2 erfüllt sind,
2.sie ohne rechtliche Verpflichtung durchgeführt wurden,
3.dafür keine öffentlichen Fördermittel in Anspruch genommen wurden,
4.sie Programmen und Plänen nach den §§ 10 und 11 nicht widersprechen und
5.eine Dokumentation des Ausgangszustands der Flächen vorliegt; Vorschriften der 
Länder zu den Anforderungen an die Dokumentation bleiben unberührt.
(2) Die Bevorratung von vorgezogenen Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen mittels Öko-
konten, Flächenpools oder anderer Maßnahmen, insbesondere die Erfassung, Bewertung 
oder Buchung vorgezogener Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen in Ökokonten, deren 
Genehmigungsbedürftigkeit und Handelbarkeit sowie der Übergang der Verantwortung 
nach § 15 Absatz 4 auf Dritte, die vorgezogene Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen durch-
führen, richtet sich nach Landesrecht.
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Und schließlich findet sich in § 40 Regelungen zu einheimischen, gebietsfremden und 
invasiven Arten:
 
§ 40 Nichtheimische, gebietsfremde und invasive Arten (gekürzt)
(1) Es sind geeignete Maßnahmen zu treffen, um einer Gefährdung von Ökosystemen, 
Biotopen und Arten durch Tiere und Pflanzen nichtheimischer oder invasiver Arten 
entgegenzuwirken.
(2) Arten, bei denen Anhaltspunkte dafür bestehen, dass es sich um invasive Arten handelt, 
sind zu beobachten.
(3) Die zuständigen Behörden des Bundes und der Länder ergreifen unverzüglich 
geeignete Maßnahmen, um neu auftretende Tiere und Pflanzen invasiver Arten zu 
beseitigen oder deren Ausbreitung zu verhindern. Sie treffen bei bereits verbreiteten 
invasiven Arten Maßnahmen, um eine weitere Ausbreitung zu verhindern und die Aus-
wirkungen der Ausbreitung zu vermindern, soweit diese Aussicht auf Erfolg haben und 
der Erfolg nicht außer Verhältnis zu dem erforderlichen Aufwand steht. Die Sätze 1 und 
2 gelten nicht für in der Land- und Forstwirtschaft angebaute Pflanzen im Sinne des 
Absatzes 4 Satz 3 Nummer 1.
(4) Das Ausbringen von Pflanzen gebietsfremder Arten in der freien Natur sowie von Tieren 
bedarf der Genehmigung der zuständigen Behörde. Künstlich vermehrte Pflanzen sind 
nicht gebietsfremd, wenn sie ihren genetischen Ursprung in dem betreffenden Gebiet 
haben. Die Genehmigung ist zu versagen, wenn eine Gefährdung von Ökosystemen, Bio-
topen oder Arten der Mitgliedstaaten nicht auszuschließen ist.
2.3 Sächsisches Naturschutzgesetz unter Berücksichtigung 
der Veränderungen durch das Gesetz zur Vereinfachung 
des Landesumweltrechts („Baum-ab-Gesetz“)
Im Sächsischen Naturschutzgesetz werden die Regelungen des Bundesnaturschutz-
gesetzes für Sachsen konkretisiert und untersetzt.
Bedeutsam ist zunächst § 7 Sächsisches Naturschutzgesetz, der in Verbindung mit 
§ 11 Bundesnaturschutzgesetz die kommunale Verantwortung für die Landschafts-
planung und damit auch für die Gehölze aufzeigt. Die Aufstellung von Landschafts-
plänen und Grünordnungsplänen obliegt den Gemeinden.
Für großes Aufsehen bei ökologisch interessierten Sachsen hat im Oktober 2010 das 
Gesetz zur Vereinfachung des Landesumweltrechts gesorgt. Von den Umweltver-
bänden wird es abfällig „Baum-ab-Gesetz“ genannt. Um die Problematik zu verstehen, 
muss kurz das Zusammenwirken der verschiedenen Rechtsebenen erklärt werden:
§ 29 Bundesnaturschutzgesetz spricht zunächst von „geschützten Landschafts-
bestandteilen“ als „rechtsverbindlich festgesetzte Teile von Natur und Landschaft, 
deren besonderer Schutz erforderlich ist“.12
12  Ausführlich zitiert in Kapitel 2b
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Darauf aufbauend lautet der aktuelle § 19 Sächsisches Naturschutzgesetz:
§19 Geschützte Landschaftsbestandteile (zu § 29 BnatSchG)
(1) Die Erklärung zum geschützten Landschaftsbestandteil erfolgt durch Satzung. Über 
§ 29 Abs. 1 BNatSchG hinaus können geschützte Landschaftsbestandteile zur Erhaltung 
oder Verbesserung des Kleinklimas sowie zur Schaffung, Erhaltung oder Entwicklung von 
Biotopverbundsystemen festgesetzt werden.
(2) Abweichend von § 29 Abs. 1 Satz 2 BNatSchG gehören zu den geschützten Land-
schaftsbestandteilen nicht:
1. Bäume und Sträucher auf Deichen, Deichschutzstreifen, an Talsperren, Wasser-
speichern und Hochwasserrückhaltebecken sowie Bäume im Wald,
2. Bäume, Sträucher und Hecken im Sinne von § 1 Abs. 1 des Bundeskleingarten-
gesetzes vom 28. Februar 1983 (BGBl. I S.210), das zuletzt durch Artikel 11 des 
Gesetzes vom 19. September 2006 (BGBl.I S. 2146, 2147) geändert worden ist, in 
der jeweils geltenden Fassung,
3. Bäume mit einem Stammumfang von bis zu einem Meter, gemessen in einer 
Stammhöhe von einem Meter, sowie Obstbäume, Nadelgehölze, Pappeln (Populus 
spec.), Birken (Betula spec.), Baumweiden (Salix spec.) und abgestorbene Bäume 
auf mit Gebäuden bebauten Grundstücken, vorbehaltlich der Regelung in § 21.
In der Satzung können weitere Ausnahmen oder Ausnahmegenehmigungstatbestände 
geregelt werden.
(3) Über den Antrag auf Beseitigung oder Veränderung eines geschützten Landschafts-
bestandteiles entscheidet die Behörde innerhalb von drei Wochen nach Eingang des 
Antrages. Die Genehmigung gilt als erteilt, wenn sie nicht innerhalb der Frist unter Angabe 
von Gründen abgelehnt wird. Das Genehmigungsverfahren ist kostenfrei. Die Regelungen 
dieses Absatzes gelten nicht für eine gleichzeitig erforderliche Befreiung nach § 67 
BnatSchG und § 39 von artenschutzrechtlichen Vorschriften.
(4) Ist für ein Vorhaben, zu dessen Verwirklichung eine Genehmigung nach Absatz 
3 erforderlich ist, eine andere Gestattung notwendig, ersetzt diese Gestattung die 
Genehmigung nach Absatz 3. Die Gestattung darf nur erteilt werden, wenn die Voraus-
setzungen nach der Satzung vorliegen und die für den Vollzug der Satzung zuständige 
Behörde ihr Einvernehmen erteilt hat. Die Frist nach Absatz 3 Satz 1 gilt in diesen Fällen nicht.
Diese Norm ist dann wiederum die Ermächtigung für die Kommunen, Baumschutz-
satzungen zu verabschieden.
Einige Kommunen in Sachsen hatten vor der Änderung des Landesgesetzes davon 
Gebrauch gemacht, andere nicht. Was in den Baumschutzsatzungen überhaupt 
geregelt werden darf, ist durch § 19 Sächsisches Naturschutzgesetz festgelegt bzw. 
eingeschränkt. Da das Landesrecht den kommunalen Satzungen von der Rang-
folge her vorgeht, hat der Landesgesetzgeber hier erhebliche Einschränkungen für 
die Kommunen beschlossen. Insbesondere wurden durch die Gesetzesänderung 
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bestimmte Bäume auf bebauten Grundstücken (was in Städten nahezu immer der 
Fall ist) vollständig aus dem möglichen Regelungsbereich einer Baumschutzsatzung 
genommen. Dies gilt für Bäume unter einem Stammumfang von einem Meter, für 
Obstbäume, Nadelgehölze, Pappeln, Birken und Baumweiden. Teilweise waren die 
bereits bestehenden kommunalen Baumschutzsatzungen dadurch nicht mehr 
landesrechtskonform. In der Folge wurden diese von einigen Kommunen geändert 
oder gleich ganz abgeschafft.
Die Umweltverbände befürchteten durch die Gesetzesänderung einen starken 
Anstieg der Baumfällungen. Darüber hinaus würden Fällungen nicht mehr 
dokumentiert und ausgeglichen. Weiden würden als Nahrung für Bienen fehlen, 
bestimmte Baumarten mit geringem Stammumfang ganz aus den Städten ver-
schwinden. All dies würde auch zu negativen Auswirkungen auf das Stadtklima 
führen. 2013 wurden vom BUND die tatsächlichen Folgen untersucht und im wesent-
lichen diese Befürchtungen bestätigt.13 Aktuell ist ein Gesetzentwurf von BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN14, der eine Rücknahme der Einschränkungen in § 19 vorsieht, im 
parlamentarischen Verfahren. Eine Entscheidung lag bis zum Abschluss der Broschüre 
allerdings noch nicht vor.
2.4 SächsWaldG15
Ist die Kommune Eigentümerin von Wäldern, ist das Sächsische Waldgesetz eine 
wichtige gesetzliche Regelung. Neben der Organisation der Forstbehörden (§§ 35-44) 
ist hierin die Bewirtschaftung (§§ 16-28), das Betreten und sie Nutzung (§§ 11-15), 
sowie der Schutz des Waldes (§ 29-33) normiert. Auch hier finden sich nachbarrecht-
liche Regelungen (§ 25). Bei Zuwiderhandlungen gegen bestimmte Normen des 
Gesetzes sieht das Sächsische Waldgesetz auch Bußgelder vor (§§ 52-56).
2.5 SächsStrG16
Im Sächsischen Straßengesetz finden sind in den §§ 26-28 Regelungen für 
Anpflanzungen an Straßen:
1. §26 Schutzwaldungen
(1) Waldungen und Gehölze längs der Straßen können auf Antrag der Straßenbaubehörde 
zu Schutzwaldungen erklärt werden, soweit dies zum Schutz der Straße gegen nachteilige 
Einwirkungen der Natur oder im Interesse der Sicherheit des Verkehrs notwendig ist.
(2) Die Schutzwaldungen sind vom Nutzungsberechtigten zu erhalten und den Schutz-
zwecken entsprechend zu bewirtschaften. Die Überwachung obliegt der Forstbehörde im 
Benehmen mit der Straßenbaubehörde. Der Nutzungsberechtigte kann vom Träger der 
13 http://www.bund-leipzig.de/fileadmin/bundgruppen/bcmsrgleipzig/Fotos/Themen_und_Projekte/Naturschutz/Baumfotos/Vortrag_
 Das_saechsische_Baum_ab_Gesetz_Aug2014.pdf
14 http://edas.landtag.sachsen.de/viewer.aspx?dok_nr=2804&dok_art=Drs&leg_per=6
15 http://www.revosax.sachsen.de/vorschrift/5405-SaechsWaldG
16 http://revosax.sachsen.de/vorschrift/4785-Saechsisches_Strassengesetz
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Straßenbaulast insoweit eine angemessene Entschädigung in Geld verlangen, als ihm 
durch die Verpflichtung nach Satz 1 Vermögensnachteile entstehen.
2. §27 Schutzmaßnahmen
(1)Die Eigentümer und Besitzer der der Straße benachbarten Grundstücke haben die zum 
Schutz der Straße vor nachteiligen Einwirkungen der Natur wie Schneeverwehungen, 
Steinschlag, Vermurrungen, Überschwemmungen notwendigen Vorkehrungen zu 
dulden. Die Straßenbaubehörde hat dem Betroffenen die Durchführung der Maßnahmen 
mindestens zwei Wochen vorher schriftlich anzuzeigen, es sei denn, dass Gefahr im Ver-
zuge ist. Der Betroffene ist berechtigt, die Maßnahmen im Einvernehmen mit der Straßen-
baubehörde selbst durchzuführen. Der Träger der Straßenbaulast hat dem Betroffenen 
Aufwendungen und Schäden in Geld zu ersetzen, soweit diese nicht Folge von Ver-
änderungen auf benachbarten Grundstücken sind, die der Betroffene zu vertreten hat.
(2)Anpflanzungen und Zäune sowie Stapel, Haufen oder andere mit dem Grundstück nicht 
fest verbundene Einrichtungen dürfen nicht angelegt oder unterhalten werden, wenn 
sie die Sicherheit oder Leichtigkeit des Verkehrs beeinträchtigen. Werden sie entgegen 
Satz 1 angelegt oder unterhalten, so sind sie auf schriftliches Verlangen der Straßenbau-
behörde von dem nach Absatz 1 Verpflichteten binnen angemessener Frist zu beseitigen. 
Nach Ablauf der Frist kann die Straßenbaubehörde die Anpflanzung oder Einrichtung auf 
Kosten des Betroffenen beseitigen oder beseitigen lassen.
(3) Im Falle des Absatzes 2 hat der Betroffene die Kosten zu tragen, die durch die 
Beseitigung der Einrichtung oder Anpflanzung entstehen. Das gilt nicht, wenn die Ein-
richtung oder Anpflanzung schon bei Inkrafttreten dieses Gesetzes vorhanden war oder 
wenn die Voraussetzungen für ihre Beseitigung deswegen eintreten, weil die Straße neu 
angelegt oder ausgebaut worden ist; in diesen Fällen hat der Träger der Straßenbaulast 
dem Betroffenen Aufwendungen und Schäden in Geld zu ersetzen.
§28 Bepflanzung des Straßenkörpers
(1)Die Bepflanzung des Straßenkörpers sowie ihre Pflege und Unterhaltung bleibt dem 
Träger der Straßenbaulast vorbehalten. Dem Natur- und Landschaftsschutz ist Rechnung 
zu tragen. Die Bepflanzung ist im Benehmen mit der zuständigen Naturschutzbehörde 
vorzunehmen. Die Straßenanlieger haben die erforderlichen Maßnahmen zu dulden.
(2)In Ortsdurchfahrten im Zuge von Staatsstraßen und Kreisstraßen steht die Befugnis 
nach Absatz1 der Gemeinde zu, auch wenn sie nicht Träger der Straßenbaulast ist.
2.6 Satzungen der Kommunen zum Schutz von Gehölzen 
(Baumschutzsatzungen)
Bereits bei der Darstellung des Sächsischen Naturschutzgesetzes wurde auf die Baum-
schutzsatzungen eingegangen. Natürlich besteht auch nach der Gesetzesänderung 
grundsätzlich die Möglichkeit für Kommunen, eine Baumschutzsatzung zu erlassen, 
auch wenn diese natürlich durch § 19 Sächsisches Naturschutzgesetz begrenzt 
ist. Darüber hinaus gelten auch alte, teilweise nicht mehr mit dem Landesrecht 
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vereinbare Satzungen insoweit fort, wie sie nicht im Widerspruch zu § 19 stehen. Das 
bedeutet, dass nur die Regelungen keine Anwendung mehr finden, die die in § 19 
benannten Gehölze betreffen. Alle anderen Regelungen bleiben bestehen.
Zumindest für unbebaute Grundstücke ist also auch weiterhin ein umfangreicher 
Schutz durch Satzung möglich. Auch Bäume mit größeren Stammumfängen können 
weiterhin Gegenstand einer Baumschutzsatzung sein.
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3. Hinweise zu Pflanzung, Pflege und Schutz  
 von Bäumen in der Kommune
Die nun folgenden Anmerkungen zur Pflanzung und Pflege von Bäumen sollen dem 
Leser lediglich einen kleinen Einblick in die Thematik bieten. Sie sollen seine Auf-
merksamkeit auf Baumpflanzungen in der Kommune lenken und auf mögliche Fehler 
und Probleme aufmerksam machen. Es handelt sich nicht um eine umfassende Dar-
stellung des Erkenntnissstandes von Landschaftsbau und Landschaftsgärtnerei.17
3.1 Auswahl von Gehölzen
Das Pflanzen von Bäumen erfordert wegen deren Langlebigkeit ein hohes Maß an 
vorausschauender Planung. Was sollte also bei der Pflanzung beachtet werden?18
Zunächst ist natürlich zu überlegen, wie groß ein Baum werden kann und ob er für 
den vorgesehenen Platz dauerhaft passend ist. Dies wirft nicht nur die Frage nach 
der Größe sondern auch nach der Form und Dichte des Baumes auf. So können bei-
spielsweise Nadelbäume, wie etwa Blaufichten, bei entsprechender Größe sehr viel 
Licht schlucken und dadurch die Räume der angrenzenden Bebauung verdunkeln. 
Laubbäume hingegen lassen naturgemäß insbesondere in den dunklen Winter-
monaten deutlich mehr Licht durchdringen, während sie im Sommer gleichwohl als 
Schattenspender dienen. Auf der anderen Seite ist bei Laubbäumen natürlich immer 
zu beachten, wie stark der Laubfall im Herbst die Umgebung beeinträchtigt.
Auch andere unerwünschte Effekte, die von einigen Gehölzen ausgehen können, 
sollten beachtet werden. So sind fruchttragende Bäume für Straßen und Wege eher 
ungeeignet. Ein erheblicher Fruchtfall kann eine Unfallgefahr durch Ausrutschen 
darstellen.
Pflanzen mit giftigen Teilen sind insbesondere in der Nähe von Kindereinrichtungen 
oder Spielplätzen weniger geeignet. Entsprechende Listen giftiger Pflanzen sind im 
Internet zu finden.19 Nicht alle dieser Pflanzen müssen und sollten jedoch gänzlich 
gemieden werden. Nur die folgenden vier Gehölze mit auffallenden und giftigen 
Früchten sollten nach Möglichkeit nicht gepflanzt werden: Goldregen, Pfaffen-
hütchen, Stechpalme und Seidelbast. Darüber hinaus ist gerade auch für Kinder 
das Kennenlernen verschiedener Arten von großer Bedeutung. Dies kann durch 
Beschriftungen zu Namen, Herkunft, Verwendung und anderen charakteristischen 
Merkmalen erreicht werden.
17 Zur weiterführenden Lektüre kann etwa die Schriftensammlung „StadtBaumSchule“, herausgegeben von der Arbeitsgemeinschaft Freiraum und Vege-
tation, Kassel 1996 empfohlen werden.
18 Die folgenden Hinweise zu Pflanzung und Pflege sind nach Aufbau und Inhalt der Schrift „Pflanzung und Pflege von Gehölzen als kommunale Aufgabe“ 
von Albrecht Herziger aus der Schriftenreihe des Werks für kommunalpolitische Bildung Nr. 20 November 2013 angelehnt.
19 So zum Beispiel von der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung unter: http://publikationen.dguv.de/dguv/pdf/10002/si-8018.pdf
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Gemäß § 40 Bundesnaturschutzgesetz20 sind zudem nur heimische Arten zur 
Pflanzung zulässig. Andere Gehölze dürfen laut Gesetz ab 2020 nur noch mit 
Genehmigung der Naturschutzbehörde gepflanzt werden und sollten auch vorher 
die absolute Ausnahme darstellen. Nichteinheimische oder gar invasive Arten stellen 
eine Bedrohung für das vorhandene Ökosystem dar. Weiterhin sollten bestimmte 
Arten aus ökologischen Gesichtspunkten gemieden werden. So haben beispielsweise 
Koniferen nur einen geringen ökologischen Wert, stellen aber einen Zwischenwirt für 
Schädlinge anderer Gehölze dar.
Grundsätzlich kann durch die Auswahl widerstandsfähiger Sorten die Nachhaltigkeit 
der Pflanzung erreicht werden. Besonders anfällige Sorten sollten vermieden werden, 
da sonst erhebliche Kosten für die Pflege entstehen und der Erfolg manchmal gänz-
lich ausbleibt. Bei der Auswahl geeigneter Sorten kann der vom Bundesministerium 
für Umwelt herausgegebene „Leitfaden zur Verwendung gebietsgeeigneter Gehölze“ 
helfen.21 Innerhalb der heimischen Sorten sollte jedoch auf eine gewisse Vielfalt 
geachtet werden und nicht nur die üblichsten Sorten gepflanzt werden. Eine zu 
große Einseitigkeit kann wiederum anfällig für Schädlinge machen. Zudem können 
durch eine größere Vielfalt auch die Kenntnisse der Menschen in der Stadt über ver-
schiedene einheimische Bäume erhöht werden.
Immer mehr in den Blick gerät zudem die Frage, inwieweit durch den Klimawandel 
veränderte Ansprüche auch an Bäume in der Stadt gestellt werden. Lange Trocken-
phasen im Sommer und andere Extremwetterereignisse aber auch neuartige Schäd-
linge können zum Problem für unsere heimischen Baumarten werden. Hier zeigt sich, 
dass der Anspruch, möglichst heimische Arten zu pflanzen, in einen Konflikt gerät 
mit dem Ziel, besonders widerstandsfähige Bäume zu haben. Hier sind Abwägungs-
prozesse erforderlich, die auch in der Fachwelt erst langsam erkannt werden.22 Natür-
lich sollte der Klimawandel auch deshalb Einfluss auf die Entscheidung für oder gegen 
bestimmte Arten haben, weil diese auch unterschiedliche klimawirksame Eigen-
schaften haben. Welche Ziele, Naturschutz, Klimaschutz und/oder Widerstandsfähig-
keit, in der konkreten Situation miteinander vereinbar oder unvereinbar sind und wie 
die Ziele dann gewichtet werden können, kann pauschal nicht beantwortet werden. 
Es ist jedoch wichtig, dass man sich dieser Problematik bewusst ist.23
3.2 Standort
Wichtigstes Kriterium für den richtigen Baum am richtigen Standort ist, dass zu 
erwartende Größe und Form berücksichtigt werden. Hohe und/oder breite Bäume 
benötigen genügend Abstand zu Häusern und Leitungen. Niedrige Bäume können, 
wegen des niedrigeren Ansatzes der Krone Verkehrsschilder verdecken oder 
20 http://www.gesetze-im-internet.de/bnatschg_2009/
21 http://www.bfn.de/fileadmin/MDB/documents/themen/recht/leitfaden_gehoelze_.pdf
22 Hinweise zu dieser Problematik und ein „Klimabaumsortiment“ findet sich hier: 
 http://www.gruen-ist-leben.de/gruen-ist-leben/gehoelze/klimabaumsortiment/
23 Vgl. auch: Mathey, Juliane u.A.; Anpassung an den Klimawandel durch Stadtgrün, in: Böcker, Reinhard; Die Natur der Stadt im Wandel des Klimas; 
 Conturec 2011, S. 79-88
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Verkehrswege beeinträchtigen. Hier empfehlen sich hohe Stämme. Aber natürlich 
kann auch einmal der Standort eines Verkehrsschildes dem eines Baumes angepasst 
werden, wenn es die Verkehrssituation zulässt.
Von zentraler Bedeutung ist es auch, bereits vorhandene Bäume zu berücksichtigen. 
Wird ein junger Baum in den Kronenbereich eines alten Baumes gepflanzt, wird er sich 
schlecht entwickeln. Um der Beschattung zu entgehen wird er zudem schief wachsen, 
was sich auch kaum korrigieren lässt. Anders als eine Topfpflanze im Fenster lässt sich 
ein Baum nicht drehen, um einseitiges Wachstum auszugleichen. Solche Pflanzungen 
verursachen unnötige Kosten und sollten vermieden werden. Andererseits ist eine 
Ersatzpflanzung in ausreichendem Abstand zu einem alternden Baum eine gute, 
vorausschauende Maßnahme, um später eine Lücke zu verhindern. Allerdings wird 
dies nicht an jeder Stelle möglich sein.
Die Gehölze stellen unterschiedliche Ansprüche an Bodenqualität und Feuchtigkeit 
des Standortes. Hierzu sollte man Fachliteratur oder das Internet zu Rate ziehen oder 
sich bei Baumschulen beraten lassen.
Soll ein Baum später Schattenspender oder Sichtschutz sein, muss das bei der Stand-
ortwahl berücksichtigt werden. Auch kann es erwünscht sein, bestimmte Sichtachsen 
frei zu halten.
3.3 Pflanzung
Die Pflanzung legt den Grundstein für das gesamte Leben des Baumes. Häufig wird 
der Baumpflanzung nicht die gebührende Bedeutung beigemessen: Fehlende Kennt-
nisse und mangelnde Sorgfalt beim Pflanzen führen zu einem kümmerlichen Dasein 
des Baumes, er gedeiht schlechter und benötigt mehr Pflege.
Das Pflanzen eines Baumes umfasst mehrere Arbeitsschritte, die alle eine ganze 
Reihe an Fehlerquellen mit sich bringen. Neben der falschen Artenauswahl sind dies 
minderwertiges Pflanzgut, ungünstige Saison oder Witterungsbedingungen bei der 
Pflanzung, schädigender Transport, zu kleine Pflanzgrube, ungeeignetes Substrat, 
falsche Pflanzhöhe, ungeeigneter Stammschutz, ungünstige Pfählung, falscher Schnitt 
der Krone, mangelnde Anwachspflege und ungeeignete Unterpflanzung. Jeder Fehler 
reduziert das Entwicklungspotential des jungen Baumes; Stoffwechselstörungen mit 
erhöhter Anfälligkeit für Krankheiten und Schädlinge bis hin zur Frühvergreisung oder 
mechanische Defekte mit erhöhtem Bruchrisiko sind die Folgen.24
Die ersten Schädigungen des Baumes können bereits beim Transport geschehen. 
Dieser sollte so kurz wie möglich sein (Kauf bei lokalen Baumschulen!) und möglichst 
schonend erfolgen. Insbesondere die Wurzeln sind sehr empfindlich, aber auch Druck 
auf den Stamm sollte vermieden werden.
24 Joos Reimer, Bund Schweizer Baumpflege: http://www.baumpflege-schweiz.ch/pdf/baumpflanzung.pdf
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Zum Pflanzzeitpunkt sind sich die Experten uneinig. Möglich ist eine Frühjahrs- oder 
eine Herbstpflanzung. Die Pflanzung erfolgt bei Laubbäumen stets ohne Blätter. Es ist 
darauf zu achten, dass die Bäume nach Möglichkeit erst nach dem Blattabwurf in der 
Baumschule gerodet werden. Werden die Blätter hingegen nachträglich mechanisch 
entfernt, verliert der Baum Nährstoffe, die er während der Blattfärbung aus den 
Blättern in den Stamm einlagert.
Vorteil der Herbstpflanzung ist, dass der Baum schon bei niedrigen Temperaturen 
Wurzeln bildet, um im Frühjahr auf die Nährstoffversorgung der neuen Blätter und 
Triebe gut vorbereitet zu sein. Die Frühjahrspflanzung empfiehlt sich hingegen bei 
kälteempfindlichen Sorten.
Um lange Liegezeiten und die damit einhergehende Schädigung der Wurzeln zu 
vermeiden, sollte die Pflanzgrube bereits ausgehoben werden, bevor der Baum 
angeliefert wird. Stellt sich beim Aushub der Grube heraus, dass der Boden, etwa 
wegen Bauschutts, doch nicht geeignet ist, muss dieser erst ausgetauscht oder ein 
neuer Standort gesucht werden. Der Baum sollte aber möglichst direkt nach dem 
Transport eingepflanzt werden.
Es ist auf eine angemessen große Pflanzgrube zu achten. Diese sollte zwei Spaten-
stiche tiefer als die Wurzelabmessung sein und an allen Seiten eine Spatenbreite 
breiter. Bei größeren Bäumen wird vor der Pflanzung ein oder mehrere Pfähle ein-
geschlagen. Der Baum ist so tief zu setzen, wie er vorher in der Baumschule stand, 
wobei zu beachten ist, dass er sich noch einige Zentimeter setzt. Aus diesem Grund 
sollte auch nicht sofort ein festes Anbinden an den Pfahl erfolgen.
Die Pflanzgrube sollte möglichst mit lockerer Erde aufgefüllt werden. Klumpige, 
sehr feuchte Erde kann dazu führen, dass die Wurzeln keinen Kontakt zum Boden 
bekommen und damit absterben. Ideal ist es, wenn der Baum nach der Pflanzung 
stark angegossen wird und die Erde richtig eingerüttelt wird, um Luftblasen zu 
entfernen.
Unterschiedlich gehandhabt wird die Abdeckung der Baumscheibe, also der Fläche 
um den Baum. Zu vermeiden ist, dass in großem Umfang Konkurrenzpflanzen 
wachsen, die dem Baum beim Anwachsen wichtige Nährstoffe und Wasser streitig 
machen. Ideals ist hierfür eine Abdeckung mit Grasschnitt, nicht geeignet sind 
Rindenmulch oder Holzschnitt, die bei der Verrottung dem Boden weitere Nährstoffe 
entziehen.
Ob nach der Pflanzung ein Schnitt durchzuführen ist, kommt auf die Art des Baumes 
an. Teilweise kann ein Schnitt zu kräftigerem Wachstum führen.
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3.4 Pflege
 
Wichtigste Maßnahmen, um das Anwachsen eines jungen Baumes zu begünstigen 
ist ausreichende Bewässerung bei anhaltender Trockenheit sowie das Freihalten der 
Baumscheibe von Bewuchs. Beim Entfernen des Bewuchses ist eine Beschädigung 
des Baumstammes unbedingt zu vermeiden. Hilfreich sind Plastikmanschetten, die 
das Mähen rund um den Baum erleichtern. Es erfordert etwas Aufwand, diese Maß-
nahmen korrekt und häufig genug auszuführen, lohnt sich jedoch, weil so eine nach-
haltige Schädigung und eine erforderliche Neupflanzung vermieden werden kann. 
Junge Bäume, die „knietief“ im hohen Gras stehen werden nicht gedeihen.
Der entfernte Unterwuchs kann um die Stämme abgelagert werden. Anders als etwa 
Rindenmulch dient er durch die Kompostierung als Dünger und verlangsamt zudem 
das Nachwachsen neuer Pflanzen, wenn dies auch nie ganz verhindert werden kann.
Eine weitere wichtige Pflegemaßnahme ist das entfernen von Trieben, die sich am 
Stamm unterhalb der Krone entwickeln. Belässt man diese führt dies nicht nur mög-
licherweise zu unerwünschten Beeinträchtigungen des Straßenraumes, sondern 
schwächt zudem den Baum. Der Krone wird auf diese Weise der Nachschub an Wasser 
und Nährstoffen entzogen.
Je nach Art, Standort, gewünschten und unerwünschten Effekten muss durch einen 
guten Schnitt die Krone ausgebildet und gestaltet werden. Das Entfernen der unteren 
Äste bestimmt die Höhe des Stammes. Diese Maßnahme bezeichnet man als Aufastung.
Ob ein Schnitt in der Ruhephase des Baumes oder während der Wachstumsphase 
sich auf den Baum günstiger auswirkt, ist unter Fachleuten umstritten. Beides hat 
Vor- und Nachteile. Teilweise wird als Kompromiss der späte Winter empfohlen. Die 
Schnittstellen sind in jedem Fall anfällig für Krankheitserreger. Deshalb ist es wichtig, 
die Äste glatt am Stamm abzunehmen und keine Aststummel stehen zu lassen. Diese 
verhindern das zuwachsen der Schnittstellen oder verzögern es zumindest, was zu 
Fäulnis führen kann, die auch den Stamm beeinträchtigt. Lediglich an geeigneten 
Standorten und unter regelmäßiger Beobachtung kann ein solches Ausfaulen genutzt 
werden, um Brutplätze für Höhlenbrüter zu schaffen. Ansonsten schädigt es jedoch 
den Baum.
Zum weiteren Schnitt und zum Formen der Krone gibt es verschiedene Herangehens-
weisen. In der Natur brauchen Bäume keinen Schnitt, weil sich die Krone durch 
wechselseitige Beschattung natürlich bildet. An Einzelstandorten muss dies jedoch 
durch einen Schnitt gezielt gesteuert werden. Das Höhenwachstum des Baumes lässt 
sich allerdings auch durch radikales Einkürzen nicht begrenzen. Von solchen Radikal-
schnitten ist also abzusehen. Lediglich bei Bäumen im fortgeschrittenen Alter kann 
ein starker Rückschnitt das Wachstum neu anregen und den Baum noch für viele 
Jahre erhalten.
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3.5 Notwendige Kontrollen der vorhandenen Gehölze 
(Verkehrssicherungspflicht)
Über die Pflegemaßnahmen hinaus sind in regelmäßigen Abständen und zusätz-
lich nach starken Winden oder Schneefall Kontrollen der Gehölze durchzuführen. 
Dies gehört zu den Verkehrssicherungspflichten, zu denen jeder Eigentümer (und 
somit auch die Kommune als Eigentümerin der Bäume auf öffentlichen Flächen) 
verpflichtet ist.
Bei ausgewachsenen Bäumen kann es vorkommen, dass Äste absterben und herab-
stürzen oder im schlimmsten Fall ein Baum vollständig umstürzt. Hierbei kann es 
zu erheblichen Sach- und Personenschäden kommen. Wer für diese Schäden auf-
kommen muss, ist von den konkreten Umständen abhängig. In der Regel tragen 
Gebäudeversicherungen derartige Schäden erst ab Windstärke 8. Bei geringerer 
Windstärke wird davon ausgegangen, dass der Eigentümer seiner Verkehrs-
sicherungspflicht nicht hinreichend nachgekommen ist.25
Für die Durchführung der Kontrollen sind Richtlinien von der Forschungsgesell-
schaft Landschaftsentwicklung Landschaftsbau e.V. herausgegeben worden.26 Die 
Kontrollen können von eigenen geschulten Mitarbeitern durchgeführt oder einer 
Fachfirma anvertraut werden. Es ist insbesondere auf Schädigungen an Wurzeln oder 
Stamm zu achten. Die Äste sollten in der Vegetationszeit voll belaubt sein. Liegen 
keine Auffälligkeiten vor, kann grundsätzlich davon ausgegangen werden, dass der 
Baum als gesund einzuschätzen ist.
Werden durch die Sichtprüfung Schädigungen festgestellt, ist eine genauere Unter-
suchung erforderlich. Diese sollte dann in jedem Fall durch Fachleute erfolgen. 
Zweckmäßigerweise sollte man bei der Beauftragung auf die Unabhängigkeit des 
Gutachters oder der Gutachterin achten und vermeiden, dass dieselbe Person/Firma 
später mit der Sanierung Geld verdienen kann.
Zum Kontrollabstand haben Gerichte zwei Kontrollen pro Jahr auch bei älteren aber 
augenscheinlich gesunden Bäumen für ausreichend erachtet. Bei jungen Bäumen 
ist eine jährliche Kontrolle ausreichend. Bestehen jedoch Erkrankungen oder sind 
in der Vergangenheit bereits Äste herabgestürzt, können auch häufigere Kontrollen 
erforderlich sein. Auch der Standort kann häufigere Kontrollen erforderlich machen. 
Werden in der Nähe des Baumes größere Baumaßnahmen, insbesondere Erdarbeiten, 
durchgeführt, ist eine häufiger Kontrolle angezeigt.
Im Zweifelsfall beurteilt ein Gericht die Erfüllung der Verkehrssicherungspflicht nach 
dem Handeln eines „verständigen Durchschnittsmenschen“ oder zieht Richtlinien, 
25 Die Rechtssprechung zu diesen Fragen ist sehr umfangreich. Als kleiner Einblick können auf dieser Seite einige beispielhafte Entscheidungen 
 nachgelesen werden: http://www.baumpruefung.de/Neuer_Ordner_2/urteil_olg.html
26 Diese können auf der Seite der FFL kostenpflichtig erworben werden: 
 http://www.fll.de/shop/baume-und-geholze/baumkontrollrichtlinie-download-edition.html
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wie die oben genannte, heran. Strikte Kontrollabstände oder eine festgelegte Durch-
führungsart der Kontrollen gibt es aber nicht. Die Kommune sollte im Zweifel so 
handeln, wie sie es auch von einem privaten Grundstückseigentümer erwarten würde.
Die durchgeführten Kontrollen sollten mit Datum, Ort, Unterschrift, Kontrollergeb-
nis und gegebenenfalls den zu treffenden Maßnahmen für spätere Beweiszwecke 
protokolliert und die Aufzeichnungen mindestens fünf Jahre aufbewahrt werden.
Werden bei den Kontrollen Schädigungen festgestellt, müssen natürlich umgehend 
Maßnahmen ergriffen werden, damit Gefährdungen von Menschen und Sachen ver-
mieden werden. Diese Maßnahmen sollten mit einer Fachfirma abgestimmt werden 
und können vom Entfernen einzelner Äste über einen Radikalschnitt bis zum Fällen 
des Baumes gehen. Nach Schnittmaßnahmen sind selbstverständlich Kontrollen in 
engerem Zeitabstand erforderlich, um die Wirksamkeit der Maßnahme zu überprüfen. 
Unter Umständen kann ein stark geschädigter Baum auch stehen gelassen und ein 
natürliches Ende abgewartet werden. Dies ist jedoch nur dann möglich, wenn eine 
wirksame Absperrung möglich ist und keine Rechtsgüter anderer gefährdet sind. Ein 
solches Vorgehen sollte immer sorgfältig abgewogen werden. Häufig wird es nur bei 
Naturdenkmäler gewählt.
Teilweise werden auch aufwendige Maßnahmen, wie das Zusammenschrauben 
mit Ankern oder das Abspannen mit Seilen angeboten. Dies können sehr teuer 
werden und erfordern einen hohen Kontrollaufwand. Es ist abzuwägen, ob das 
aufzuwendende Geld besser in Neupflanzung und Pflege junger Bäume investiert 
werden sollte.
Art und Erforderlichkeit von Sicherungsmaßnahmen hängt natürlich auch immer vom 
konkreten Umfeld des Baumes ab und der möglichen Gefahr, die dieser für Menschen 
und Sachen darstellt. Ein Baum an einer Straße oder einem Parkplatz, neben Gebäuden 
oder im Bereich von Stromleitungen muss anders behandelt und betrachtet werden als 
ein Baum auf einer Streuobstwiese oder in bewaldeten Bereichen. Wo das Fahren mit 
KfZ nicht erlaubt ist, kann der Fahrer bei Schädigungen auch keinen Schadensersatz ver-
langen, da der Eigentümer nicht damit rechnen musste, dass sich dort Autos bewegen. 
Eine ökologisch bewirtschaftete Streuobstwiese ist gerade dadurch gekennzeichnet, 
dass auch einmal Baumruinen stehen bleiben können oder herabgefallene Äste liegen 
bleiben oder zu Haufen geschichtet durch die Unterschlupfmöglichkeit für Insekten 
einen wertvollen Beitrag zum Naturschutz leisten. Damit muss ein Besucher einer 
solchen Wiese rechnen. Der Eigentümer muss also nicht überall alles radikal aufräumen. 
Auf der anderen Seite muss natürlich ein umsturzgefährdeter Baum unmittelbar an 
einer stark befahrenen Straße sofort abgesperrt und zeitnah entfernt werden. Es kommt 
immer auf die individuelle Situation an.
Sollte es doch einmal zu einem Schadensfall kommen, ist eine gute Dokumentation 
und Beweissicherung unerlässlich. Dies ist besonders wichtig, wenn der Baum oder 
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die Äste unmittelbar entfernt werden müssen, weil sie sonst eine Gefahr darstellen 
und somit später nicht mehr zur Besichtigung zur Verfügung stehen. In einem solchen 
Fall können Fotos, Skizzen, Beschreibungen oder aufbewahrtes Beweismaterial bei 
einem möglichen Rechtsstreit sehr bedeutsam sein. Auch sollten wenn möglich 
Zeugen festgestellt und deren Kontaktdaten notiert werden. Im Schadensfall macht 
sich dann auch die lückenlose Dokumentation der Kontrollen bezahlt.
 
3.6 Verzicht auf Pestizide
Pestizide sind chemisch-synthetische Stoffe und Stoffkombinationen, die giftig auf 
im jeweiligen Anwendungsbereich unerwünschte Organismen (Tiere oder Pflanzen) 
wirken. Sie töten, vertreiben, hemmen das Wachstum oder die Keimung. Der Begriff 
„Pestizide“ stammt vom englischen Wort „pests“ (Schädlinge). Diese Gifte können nach 
„Ziel-Organismen“ eingeteilt werden. So gibt es Insektizide (gegen Insekten), Herbizide 
(gegen Pflanzen), Fungizide (gegen Pilze) und weitere. Pestizide haben einen oder 
mehrere Wirkstoffe, die bestimmten Gruppen von Pestiziden zugeordnet werden 
können.27
Pestizide und die damit einhergehenden Probleme kennt man in erster Linie aus 
der Landwirtschaft. Aber auch Städte und Gemeinden setzen Pestizide ein. Teilweise 
scheint dieser Einsatz den Verantwortlichen unvermeidlich, da manche Wildpflanzen 
wie etwa Löwenzahn durch ihr starkes Wurzelwachstum Steine anheben können. 
Oftmals erfolgt der Einsatz jedoch aus rein ästhetischen Gründen und betrifft auch 
harmlose Gräser und Mose. Auch Parasitenbefall von Straßenbäumen bekämpfen die 
Kommunen teilweise mit Pestiziden.
Der Einsatz von Pestiziden ist aus verschiedenen Gründen höchst problematisch. Pestizide 
sind Gifte, denn als solche sind sie ja entwickelt worden. Die abtötende Wirkung, die sie 
auf unerwünschte Pflanzen („Unkräuter“) haben sollen, lässt sich nicht zielgenau steuern 
und erstreckt sich somit auch auf andere Organismen und das gesamte Ökosystem.
In der Diskussion stehen insbesondere die negativen Auswirkungen von Pestiziden 
auf Wasserorganismen, Bodenfruchtbarkeit, Bienen und andere Insekten, Vögel, 
Amphibien und Säugetiere und natürlich auch auf den Menschen.
Pestizide greifen somit in komplexe Ökosysteme ein. Werden Mikroorganismen und 
Insekten geschädigt, zerstört man beispielsweise den Anfang der Nahrungskette. Die 
Auswirkung von Pestiziden auf Bienenvölker erstreckt sich weiter auf alle Pflanzen, die 
für ihre Bestäubung auf Bienen angewiesen sind. Schon Albert Einstein formulierte: 
„Wenn die Biene einmal von der Erde verschwindet, hat der Mensch nur noch vier 
Jahre zu leben. Keine Bienen mehr, keine Bestäubung mehr, keine Pflanzen mehr, 
keine Tiere mehr, kein Mensch mehr.“
Die Mitverantwortlichkeit von Pestiziden für das Artensterben ist weitgehend 
27 http://www.bund.net/themen_und_projekte/chemie/pestizide/wirkstoffe/
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anerkannt. In einer europaweiten Studie unter Beteiligung der agrarökologischen 
Abteilung der Universität Göttingen wurde nachgewiesen, dass der Hauptgrund für 
den Rückgang der Artenvielfalt der Einsatz von Fungiziden und Insektiziden ist und 
dass sich in den Ökosystemen eine Kettenreaktion abspielt, die zu immer weniger 
komplexen Ökosystemen führt.28
Pestizide sind auch fast ohne Ausnahme für den Menschen gesundheitsschädlich. 
Neben akuten Reizungen und Vergiftungen stehen insbesondere die krebserregende 
Wirkung, das Begünstigen einiger chronischer Erkrankungen, Störungen des Hormon-
haushalts sowie Fruchtbarkeits- und Erbgutschäden in der Diskussion. Die Gefährlich-
keit der Pestizide wird naturgemäß von Herstellern, Prüfern und Umweltverbänden 
unterschiedlich eingeschätzt. Zu berücksichtigen ist dabei, dass nicht nur der Wirk-
stoff an sich toxisch ist, sondern die Gesamtschädlichkeit des Produktes auch durch 
Beistoffe (etwa Substanzen, die das Eindringen in die Zellen erleichtern) deutlich 
erhöht werden kann.
In den letzten Monaten war insbesondere das Pflanzenschutzmittel Glyphosat (auch 
als „Round up“ bekannt) häufiger in den Medien vertreten. Es handelt sich hier-
bei um ein Breitbandherbizid, dass seit den 70er Jahren Anwendung findet. Auf 
eine Darstellung der Diskussionslage in Wissenschaft und Medien soll an dieser 
Stelle verzichtet werden. Bei Interesse kann man sich im Internet unter dem Stich-
wort „Glyphosat“ aber sehr umfassend über Probleme, Risikoeinschätzung und - 
bewertung informieren. Die Diskussion steht dabei nur exemplarisch für die generelle 
Debatte um Pestizide.
Beim kommunalen Einsatz von Pestiziden muss man in rechtlicher Hinsicht zwischen 
zwei Arten von Flächen unterscheiden: Kulturland und Nicht-Kulturland. Auf Kultur-
land dürfen Pestizide grundsätzlich zum Einsatz kommen, auf Nicht-Kulturland 
darf dies nur mit einer Ausnahmegenehmigung erfolgen. Beet- und Rasenflächen 
in Parks, Friedhöfe und begrünte Sportflächen gelten als Kulturland. Straßen und 
Plätze, Böschungen, Gleise und Parkplätze, Spiel- und Liegewiesen, Spielplätze, 
Schulen, Kindergärten und Schwimmbäder sind Nicht-Kulturland. Geregelt ist dies 
in § 12 Absatz 2 Pflanzenschutzgesetz.29 Hierbei handelt es sich um Bundesrecht, es 
findet also deutschlandweit Anwendung. Genehmigungsbehörde für Ausnahme-
genehmigungen ist jedoch das sächsische Landesamt für Umwelt, Landwirtschaft 
und Geologie (LfULG).
Gerade in den Städten und Kommunen gibt es jedoch zahlreiche Möglichkeiten, 
den Einsatz von Pestiziden gänzlich zu vermeiden. Einige Städte, wie etwa 
Münster, Tübingen und Saarbrücken, verzichten schon seit über 20 Jahren auf den 
Einsatz von Pestiziden.
28 http://www.uni-goettingen.de/de/3240.html?cid=3686
29 http://www.gesetze-im-internet.de/pflschg_2012/
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Der Stadtrat der Stadt Leipzig hat am 25..03.2015 einen Antrag der Grünen 
Fraktion zur „Pestizidfreien Kommune“ beschlossen.30 Einschränkungen wurden 
jedoch durch den (vom Stadtrat später beschlossenen) Verwaltungsstandpunkt 
gemacht, der die chemische Bekämpfung invasiver Arten dauerhaft gestattet.
Vom Bund für Umwelt- und Naturschutz (BUND) wird das Projekt „Pestizidfreie 
Kommune“ getragen, dass darauf abzielt, den vollständigen oder weitgehenden 
Verzicht auf den Einsatz von Pestiziden in den Kommunen zu erreichen. Sehr 
lesenswert ist in diesem Zusammenhang die vom BUND erstellte Broschüre 
„Pestizidfreie Kommune“.31 Diese enthält auch eine Beschlussvorlage für einen 
entsprechenden Antrag.
Um in einer Kommune den Einsatz von Pestiziden überflüssig zu machen, werden 
mehrere Schritte empfohlen:
1. Schon bei der Planung von Wegen und anderen versiegelten Flächen das Thema 
„Wildkrautbewuchs“ berücksichtigen;
2. Ein verändertes „Schönheitsideal“ für Straßen, Wege und Plätze; Bewuchs kann 
häufig toleriert werden;
3. Bei Bedarf mechanische Verfahren wie Mähen, Handarbeit oder spezielle Wild-
krautbürstenmaschinen anwenden;
4. Wo dies nicht ausreicht oder nicht anwendbar ist, gibt es thermische Verfahren: 
neben Abflamm- und Infrarotgeräten auch Maschinen, die mit heißem Schaum 
oder heißem Dampf arbeiten.
5. Insgesamt bringt eine enge Abstimmung zwischen Planung, Bau und Pflegever-
antwortlichen das größte Pestizid-Einsparpotenzial für Kommunen.
Insbesondere der zweite Punkt scheint einfach, erfordert aber eine Menge Über-
zeugungsarbeit. Es bedarf eines veränderten „Schönheitsideals“ für Straßen, Wege 
und Plätze. Wie „ordentlich“ muss eine Fläche aussehen? Davon hängt im Wesent-
lichen der Einsatz von Pestiziden ab. Wege mit fließenden Übergängen statt schnur-
geraden Kanten, Gräser und Kräuter auf öffentlichen Flächen, ein Mix aus intensiver 
und extensiver Pflege können schön aussehen, den Erlebniswert steigern und einen 
Beitrag zu mehr innerstädtischer Biodiversität darstellen.
Natürlich kann nicht vollständig auf das Entfernen störender Pflanzen verzichtet 
werden. Am geeignetsten sind dabei rein mechanische Verfahren. Bei thermischen 
Lösungen müssen der hohe Energieaufwand und die damit verbundenen Kosten 
berücksichtigt werden.
Auch für kommunale Bäume und Wälder kann durch geeignete Maßnahmen der 
Einsatz von Pestiziden zur Schädlingsbekämpfung vermieden werden. Auch hier 
sollte bereits bei der Pflanzung die Problematik erkannt und berücksichtigt werden. 
30 http://www.gruene-fraktion-leipzig.de/pressemitteilungen-28/leipzig-auf-dem-weg-zur-pestizid-freien-kommune-antrag-57514-268.html
31 http://www.bund.net/fileadmin/bundnet/publikationen/chemie/130411_bund_chemie_broschuere_pestizidfreie_kommunen.pdf
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Die Wahl geeigneter Sorten und Standorte ist zentral. Bedeutsam kann aber auch 
der Erhalt alter Biotopbäume sein. In der Wissenschaft wird die Kommunikation 
der Bäume untereinander untersucht und diskutiert. So können Bäume sich unter-
einander durch Duftstoffe vor Schädlingen warnen und damit die Widerstandsfähig-
keit des ganzen Bestandes erhöhen.32 Diese Erkenntnisse sollten bei der Pflanzung 
berücksichtigt werden. Insbesondere die Mischung älterer und jüngerer Bäume kann 
vorteilhaft sein. Zudem sollten Nützlinge durch das Anbringen von geeigneten Nist-
kästen für Vögel und Fledermäuse gefördert werden.
3.7 Ökologischer Nutzen von Kletterpflanzen an Gebäuden
Eine seit Jahrhunderten bekannte Art der Begrünung von Gebäuden sind Kletter-
pflanzen. Die Vorteile einer begrünten Fassade zeigen sich auf verschiedene Weise. 
Zum Einen wird das Grün an der Hausfassade, insbesondere in städtischen Straßen 
mit wenigen oder gar keinen Straßenbäumen, ästhetisch als sehr angenehm 
empfunden. Die psychologischen Wirkungen von Stadtgrün wurden ja bereits 
an anderer Stelle erläutert. Das Stadtbild wird bereichert und die Natur erlebbar 
gemacht.33 Daneben bietet eine Fassadenbegrünung einen wirksamen Schutz gegen 
die häufig als störend empfundenen Graffitis und können auch den ein oder anderen 
architektonischen Missgriff verstecken helfen.
Daneben hat die begrünte Fassade aber auch noch andere Vorteile. Kletterpflanzen 
tragen wesentlich zur Verbesserung des Kleinklimas einer Stadt bei. Dies geschieht 
durch die Bindung von Feinstaub sowie durch die Photosynthese, die CO2 verbraucht. 
Darüber hinaus kühlen die Kletterpflanzen die Fassade und die Umgebungsluft. 
Durch die dämmende Wirkung können zudem in der kalten Jahreszeit Heizkosten ein-
gespart werden.
Durch die reliefartige Oberfläche haben die Pflanzen im Vergleich zur glatten Haus-
wand auch positive Auswirkungen auf den Lärmpegel. Die Wirkungen der Pflanzen 
auf die Fassaden sind in der Regel positiv. Wird auf die richtige Pflanzenauswahl 
geachtet und ist die Fassade vor der Pflanzung ohne Schäden, wird sie durch die 
Kletterpflanzen auch nicht beeinträchtigt. Vielmehr gibt es sehr positive Effekte: starke 
Sonneneinstrahlung wird abgeschirmt und damit starke Temperaturschwankungen 
vermieden, was die Haltbarkeit der Fassade erhöht. Gleiches gilt auch für Fassaden auf 
der Wetterseite, von denen Regen oder Hagel abgehalten wird.
Die begrünten Fassaden stellen einen Lebensraum für Insekten-, Spinnen- aber auch 
Vogelarten dar. Zu einer verstärkten Ansiedlung von „Schädlingen“, wie stechenden 
oder beißenden Insekten kommt es jedoch nicht. Vielmehr werden deren Fressfeinde 
angezogen.
32 Interessante Darstellung der wissenschaftlichen Erkenntnisse: http://www.welt.de/print-welt/article706610/Wenn-Pflanzen-sprechen.html 
 Wohlleben, Peter, Das geheime Leben der Bäume, Ludwig Buchverlag: 2015
33 http://www.kletterfix-leipzig.de/warum-fassadenbegruenung
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Wichtig für die Erzielung der positiven Effekte und zur Vermeidung von Schäden ist 
eine fachgerechte Planung. Zunächst ist zu fragen, ob eine Begrünung einer ganzen 
Wand oder lediglich eine Teilbegrünung gewünscht und angezeigt ist. In Betracht 
kommen zudem Selbstklimmer und Gerüstklimmer. Erstere heften sich mittels Haft-
wurzeln oder Haftscheiben unmittelbar an die Hauswand. Gerüstklimmer benötigen 
hingegen eine Rankhilfe, die je nach Pflanzenart unterschiedlich gestaltet sein sollte.
Teilbegrünung beispielsweise neben Türen, an Garagen oder anderen kleinen Flächen 
lassen sich unkompliziert mit Gerüstklimmern und einem entsprechenden Kletter-
gerüst verwirklichen. Da die Fassade nicht unmittelbar berührt wird, besteht in der 
Regel keine Gefahr der Beschädigung. Trotzdem sollte darauf geachtet werden, dass 
die Fassade unbeschädigt ist. Das Gerüst oder Spalier muss so verankert ist, dass 
es das Gewicht der Pflanze auch tragen kann und die Pflanze sollte entsprechend 
geschnitten werden. Um unnötig viele Schnittmaßnahmen zu vermeiden, sollte die 
Pflanze immer zur gewählten Stelle passen. Für kleinere Flächen sind entsprechend 
eher schwachwüchsige Pflanzenarten zu wählen.
Die Begrünung ganzer Hausfassaden sollte nur nach fachkundiger Beratung durch-
geführt werden. In der Regel sind hierfür nur Selbstklimmer geeignet, die ohne ein 
Gerüst auskommen. Da sich die Haftwurzeln oder Haftscheiben teilweise nur sehr 
schwer oder gar nicht ohne Beschädigung der Fassade entfernen lassen, sollte die 
Begrünung entsprechend langfristig angelegt sein. Zum Ausprobieren, ob eine grüne 
Wand gefällt, können jedoch auch einjährige Pflanzen gewählt werden. Bei lang-
fristigen Projekten ist jedoch die Pflanzenauswahl besonders wichtig, denn nicht jede 
Pflanze passt an jeden Standort und an jede Wand.
Bei guter Planung ist eine begrünte Wand sehr pflegeleicht. Die Pflanzen können 
bei geringem Flächenverbrauch eine große Wirkung erzielen. Die Kommune kann 
eigene Gebäude begrünen und auch Programme auflegen, die Hausbesitzer die Ent-
scheidung zur Begrünung erleichtern sollen. Wichtig ist dabei, dass mögliche recht-
liche Hürden gemeinsam mit den Eigentümern genommen werden. Dies können 
etwa denkmalrechtliche Fragen sein oder die Gestattung der Anpflanzung auf 
öffentlichem Grund (etwa einem Gehweg).
In Leipzig ist in Zusammenarbeit des Umweltvereins „Ökolöwe“ und der Stadt das 
Projekt Kletterfix entstanden. Ziel ist es, Informationen über Fassadenbegrünung 
weiter zu geben und Hausbesitzer zu ermuntern, Ihre Fassaden in dieser Art zu 
gestalten. Es werden konkrete Ansprechpartner für erforderliche Genehmigungen 
benannt, Beratungen angeboten und auch die Pflanzen gestellt. Informationen hierzu 
sind unter www.kletterfix-leipzig.de zu finden.
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Linksammlung
Kostenloser Download einer Broschüre zu Stadtbäumen:
http://www.die-gruene-stadt.de/broschueren.aspx
BUND-Ratgeber zur pestizidfreien Kommune:
www.bund.net/fileadmin/bundnet/publikationen/chemie/130411_bund_chemie_
broschuere_pestizidfreie_kommunen.pdf
Informationen zu Kletterpflanzen:
www.kletterfix-leipzig.de
Fundstelle für die zitierten Bundesgesetze:
www.gesetze-im-internet.de
Fundstelle für die zitierten Landesgesetze:
http://www.recht.sachsen.de/
Klimawandel, Klimaschutz und Bäume:
www.gruen-ist-leben.de/gruen-ist-leben/gehoelze/klimabaumsortiment/
Leitfaden geeigneter Gehölze (Bundesumweltministerium):
www.bfn.de/fileadmin/MDB/documents/themen/recht/leitfaden_gehoelze_.pdf
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